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Es liegt an den Auftraggebern in Österreich, 
wer in Österreich die Aufträge bekommt!
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Die Verhandlungen über den EU-Beitritt Österreichs wurden ab 1993 geführt, 1994 ab-
geschlossen und mit Beginn des Jahres 1995 rechtsgültig. Der Kreis der damaligen 12
EU-Staaten wurde mit Österreich, Schweden und Finnland auf 15 Mitgliedsländer er-
weitert. (Mittlerweile gibt es 27 EU-Mitgliedsstaaten). Österreich
hat neben Deutschland dabei sämtliche Fristen zum Inkrafttreten
zur Gänze ausgeschöpft. Auch die Übergangsfristen mit den
neuen EU-Staaten Rumänien und Bulgarien werden von Öster-
reich bis 2013 in Anspruch genommen. 

Von Skeptikern wird durch die Dienstnehmerfreizügigkeit ab
1. Mai ein Ansturm von bis zu 30.000 Arbeitskräften aus Ungarn,
der Slowakei, Tschechien, Slowenien, Polen, Lettland, Litauen
und Estland befürchtet. Lohn- und Sozialdumping werden laut
Kritikern österreichische Arbeitsplätze gefährden. Die Befürwor-
ter und möglichen „Winner“ – wie zum Beispiel die Industrie –
hingegen, beruhigen und befürchten keine großen Probleme. 

Schon jetzt arbeiten aus diesen 8 EU-Ländern (Beitritt 2004) in-
klusive Malta und Zypern mehr als 69.000 unselbständig Be-
schäftigte in Österreich. Insgesamt arbeiten am österreichischen
Arbeitsmarkt mehr als 450.000 ausländische Arbeitskräfte. Die
meisten ausländischen Arbeitskräfte mit über 80.000 kommen
aus Deutschland. Parallel dazu haben mehr als 230.000 Öster-
reicher ihren dauernden Aufenthalt nach Deutschland verlegt.
Laut Außenministerium leben weltweit rund 470.000 Österrei-
cherInnen im Ausland.
(siehe Beilage Außenministerium)

Einleitung

Ausländer am österreichischen
Arbeitsmarkt 2010

Quelle: APA | Grafik: GBH-Presse

EU-Beitrittsländer 2004 | 69.015
Estland, Lettland, Litauen, Polen, Ungarn, Malta, Zy-
pern, Slowakei, Tschechien und Slowenien

EU-Beitrittsländer 2007 | 20.457
Bulgarien und Rumänien

Deutschland | 80.098

Andere EU | 21.148

Türkei | 54.283

Sonst. Europa | 11.366

Asien | 20.869

Restliche Welt | 21.389

Gesamt | 451.278

Ex-Jugoslawien | 152.653
Jugoslawien ehemals,
Moldavien
Bosnien-Herzogovina
Serbien
Montenegro
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Einleitung

Die tatsächlichen Auswirkungen der Dienstnehmerfreizügigkeit auf den österreichischen
Arbeitsmarkt sind für die Gewerkschaft Bau-Holz noch nicht einschätzbar. Nicht nur
neue und billige Arbeitskräfte werden vor allem in den Grenzregionen versuchen, durch
Tagesarbeitstourismus zu höherem Einkommen zu gelangen, sondern vor allem Unter-
nehmen aus dem Ausland werden mit ihren ausländischen Arbeitskräften versuchen, in
Österreich Aufträge zu erhalten. Gerade hier muss der Hebel für einen fairen Wettbewerb
vorrangig angesetzt werden. Derzeit pendeln grenzüberschreitend 35.268 Arbeitnehmer
aus unseren Nachbarländern nach Österreich (Stand Juni 2010).  

Durchschnittseinkommen 2010 in Euro, gemessen an der Kaufkraft 
Österreich 2.737,- 
Slowenien 1.777,-
Tschechien 1.356,-
Polen 1.284,-
Ungarn 1.165,-
Slowakei 1.134,-
Estland 1.124,-
Litauen 953,-
Lettland 949,-

Schon bisher waren Umgehungspraxen für einen unfairen Wettbewerb in Österreich kein
Tabu. Sie reichen von der Scheinselbständigkeit bis zum organisierten Schwarzunter-
nehmertum. Besonders im Baunebengewerbe gibt es unverhältnismäßig viele Schein-
selbständige. Das Problem liegt bei den Gewerbebehörden, welche Gewerbescheine
zum Beispiel für „das Heben und Senken von Lasten mit Körperkraft“ oder „Verbringen
von Material“ ausstellen. Diese Tätigkeiten sind für den Nachweis einer Unselbständig-
keit durch die Kontrollbehörden ausgesprochen schwierig zu bewerten. 

Durchschnittliche Bruttomonatsbezüge inkl. Sonderzahlungen
Quelle: ÖIBF (Österreichisches Institut für Berufsbildungsforschung), AMS und 
WIIW (The Vienna Institute for International Economic Studies)
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Einleitung

Änderungen im Rechtssystem werden gefordert! Es gilt die Wirtschaftskammer zu über-
zeugen, dass es keinen Sinn macht, steigende Firmenneugründungen hochzujubeln  und
und parallel dazu steigen die Insolvenzen. Abgesehen davon entsteht ein unfairer und
nur schwer kontrollierbarer Wettbewerb. 

Auch der „organisierte Pfusch“ boomt nach wie vor. 
Die Gewerkschaft Bau-Holz verurteilt nicht die sogenannte „Nachbarschaftshilfe” beim
Bau eines Eigenheimes, sondern stellt sich gegen organisierte Schwarzunternehmen. 

Im Jahr 2009 wurden bei der Überprüfung der Sozialversicherungsbeiträge allein in den
Bereichen Bau, Baunebengewerbe, Transport und Gastronomie 67,2 Millionen Euro an
Sozialversicherungsbeiträgen nachträglich eingehoben. 

Daher ist es um so wichtiger, dass auch die Betriebsräte mit Hinweisen an die Kontroll-
behörden bei der Sozialbetrugsbekämpfung aktiv mitwirken.  

Als politische Zielsetzung ist es außerdem wichtig, dass gerade in der Anfangsphase
der Dienstnehmerfreizügigkeit der Schwerpunkt an Aktivitäten bei den Kontrollbehörden
auf Entsendungen aus dem osteuropäischen Mitgliedsstaaten gelegt werden. 

Die Gewerkschaft Bau-Holz zeigt mit nachstehenden „Kontrollinstrumenten" und
Möglichkeiten bei Auftragsvergaben, wie man einen fairen Wettbewerb in Öster-
reich gestalten und somit österreichische Arbeitsplätze und österreichische Un-
ternehmen sichern kann.



1. Schwellenwertverordnung

Laut Gewerkschaft Bau-Holz liegt es einmal mehr an den österreichischen Auftraggebern
– sowohl im öffentlichen als auch im privaten Bereich – beginnend bei Bund, Land und
Gemeinden bis hin zum einfachen „Häuslbauer“ – ob Aufträge an neue ausländische
Unternehmen mit ausländischen Arbeitskräften vergeben werden. Auf Initiative der Bau-
sozialpartner wurde die Schwellenwertverordnung vom Bundeskanzleramt bis Ende
2011 für öffentliche Auftraggeber verlängert, somit können bis zu EUR 100.000,- direkt
vergeben werden. Dazu ist mindestens ein Angebot einzuholen. 
(siehe Beilage Bundesgesetzblatt).

Bei der Vergabe von Bauaufträgen im „nicht offen Verfahren“ wurde die Obergrenze von
EUR 120.000,- auf eine Million Euro erhöht. Hier sind mindestens fünf Anbieter nach-
weislich zur Anbotslegung einzuladen. Die Anzahl der abgegebenen Anbote sind dabei
nicht relevant. 

GBH-Bundesvorsitzender-Stv. Abg. z. NR Josef Muchitsch: „Mit diesen Grenzwerten wird
der öffentlichen Hand – von Gemeinden, Ländern bis Bund – die Ver- gabe an regionale
Betriebe erleichtert. Das sichert unsere heimischen Arbeitsplätze und Betriebe!”
(Artikel „Die Gemeinde – aus den Region – Februar 2011)
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2. Bundesvergabegesetz 

Aufträge, welche nicht der Schwellenwertverordnung unterliegen, können durch Quali-
täts- und Zuschlagskriterien gemäß Bundesvergabegesetz „österreichischer“ gestaltet
werden. 

In den Ausschreibungsrichtlinien können zum Beispiel bei den Zuschlagskriterien höhere
Punktezahlen für Umwelteigenschaften, wie Entfernung des Auftragnehmers samt Zu-
lieferbetrieben (z.B. Fertigbeton, Baumaterialien, …) zur Baustelle zugeordnet werden. 

Außerdem wären zusätzliche Qualitätskriterien, wie Referenzen vergleichbarer Aufträge
in den letzten 3 Jahren, HFU-Nachweis (haftungsbefreite Unternehmen) und der Einsatz
von Material, Gerät und qualifizierten Personal, möglich. Auch ein Ausschluss von Sub-
unternehmen und Leiharbeitskräften kann in die Qualitätskriterien aufgenommen wer-
den. 

Dazu finden von der Gewerkschaft Bau-Holz noch Gespräche mit der öffentlichen Hand
sowie dem Gemeinde- und Städtebund statt.
(siehe Kurzbeschreibung Ausschreibungen und Vergabeverfahren)
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3. AuftraggeberInnenhaftung 
mit HFU-Liste (haftungsbefreite Unternehmen)

Laut Gewerkschaft Bau-Holz gibt es gerade für die gefährdeten Branchen wie das 
Bau-, Bauhilfs- und Baunebengewerbe (und seit 1.1.2011 auch das Reinigergewerbe)
funktionierende Instrumente wie zum Beispiel die seit 1. September 2009 gültige Auf-
traggeber- Innenhaftung (AGH). 

Dazu sind im Dienstleistungszentrum AGH – eingerichtet für alle Bundesländer bei der
Wiener GKK – mehr als 16.400 Unternehmen auf der sogenannten HFU-Liste gespeichert
und zugänglich. 

Um als Firma auf die HFU-Liste, sprich „weiße Liste“, zu gelangen, müssen Unternehmen
mindestens drei Jahre Bauleistungen am österreichischen Markt erbracht haben und
keine offenen Beitragsrückstände zur Sozialversicherung sowie Verstöße gegen die An-
meldepflicht von ArbeitnehmerInnen aufweisen. 

Die Aufnahme wird untersagt, wenn schwerwiegende verwaltungs- und strafrechtliche
Verstöße vorliegen, oder sozialversicherungsrechtliche Pflichten als Dienstgeber nicht
erfüllt werden. Illegale Beschäftigung ist ein klarer Ausschließungsgrund.
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Die HFU Liste ist öffentlich
http://www.wgkk.at/portal27/portal/wgkkportal/channel_content/cmsWindow?
action=2&p_menuid=68146&p_tabid=5&p_pubid=636733

Die Suche ist einfach:

• Dienstgebernummer ist bekannt: 
Bei Kenntnis der Dienstgebernummer des gesuchten Unternehmens klicken Sie auf
den Link Dienstgeber in der HFU-Gesamtliste suchen.
DGN eingeben und auf Suche drücken (eventuell Stichtag ändern) à ERGEBNIS 

• Dienstgebernummer ist nicht bekannt: 
Ist Ihnen die Dienstgebernummer des gesuchten Unternehmens nicht bekannt, kli-
cken Sie zunächst auf den Link Dienstgeber für Auftraggeberhaftung suchen.
Zuerst Suche nach Firmennamen (mit * als Platzhalter) à Übernahme der DG-Nummer
durch Klick darauf à nochmals Suche anklicken (eventuell Stichtag ändern) à ERGEB-
NIS

Kontaktdaten:
Allgemeine Auskünfte zur AGH
Servicecenter der österreichischen Sozialversicherung (SV-Servicecenter)

Telefon Inland: 05 01 24 6200 
(Bitte im Inland die erste Null nie weglassen)
Telefon Ausland: +43 5 01 24 6200

E-Mail: sv-servicecenter@itsv.at 
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3. AuftraggeberInnenhaftung 
mit HFU-Liste (haftungsbefreite Unternehmen)



4. Bauarbeiter Urlaubs- und 
Abfertigungskasse (BUAK)
Sozialbetrugsbekämpfungsstelle

Obwohl zusätzliche Instrumente, wie die Anmeldung vor Arbeitsbeginn oder die von der
BUAK eingerichtete eigene Abteilung zur Sozialbetrugsbekämpfung, mit Kontrollmaß-
nahmen geschaffen wurden, werden weitere Maßnahmen und Evaluierungen für einen
fairen Wettbewerb zur Sicherung von österreichischen Arbeitsplätzen von der Gewerk-
schaft Bau-Holz gefordert. 

Erfahrungen zeigen eindeutig wie wichtig es ist, Kontrollen durchzuführen – hier müssen
Schwerpunkte gesetzt werden.

So haben wurden über die BUAK im Berichtszeitraum 2010 insgesamt 3.400 Baustellen
in Österreich kontrolliert.  Dabei waren 11.015 Firmen im Einsatz, von denen 2.500 Mel-
deverstöße festgestellt wurden. Bei insgesamt 22.834 kontrollierten ArbeitnehmerInnen
waren 5.726 Berichtigungen notwendig. Somit war jeder vierte Bauarbeiter nicht ord-
nungsgemäß gemeldet. Knapp sechs Millionen wurden an offenen BUAK-Zuschlägen
vorgeschrieben. Insgesamt wurden 547 scheinselbständige ArbeitnehmerInnen mit ar-
beitnehmerähnlichem Dienstverhältnis angetroffen. 
(Beilage BUAK-Statistik SBB 2010 und BUAG-Novelle 2011).
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5. Weitere BUAK-Kontrollmaßnahmen

Mittels einer Novelle sind auch über die BUAK weitere Maßnahmen zur Sozialbetrugs-
bekämpfung geplant. Vorgesehen ist unter anderem erstmals die Einführung einer On-
line-Baustellendatenbank. 

In Zusammenarbeit mit den Behörden (Finanzpolizei, GKK und BUAK) sollen sämtliche
Baustellen in Österreich langfristig abrufbar und somit effizient kontrollierbar werden.
Auch eine verbesserte Auskunftspflicht für Arbeitgeber bei Beschäftigung von nicht ei-
genen Arbeitskräften sowie ein Ausweiten der Kontrollrechte für Kontrollorgane der BUAK
werden auf Bausozialpartnerebene verhandelt. Diese Maßnahmen sollen noch im Som-
mer in Kraft treten.
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6. Lohn- und Sozialdumping-
Bekämpfungsgesetz (LSDB-G)

Als zusätzliches Kontrollinstrument tritt mit 1. Mai das Lohn- und Sozialdumping-Be-
kämpfungsgesetz (LSDB-G) in Kraft. 

Dadurch werden die Kontrollorgane mit zusätzlichen Kontrollen und Prüfungen beauf-
tragt. Neben der Kontrolle der neuen ausländischen Beschäftigten ist damit endlich auch
eine Kontrolle der inländischen Lohnzahlungen möglich. Übertretungen, wie zum Beispiel
das Nichteinhalten des Kollektivvertrages beim Grundlohn, werden erstmals als Verwal-
tungsstrafbestand zur Anzeige gebracht. 

Diese neue Regelung ist sicherlich ein erster wichtiger Schritt in der sozialpolitischen
Entwicklung in Österreich. Somit tritt erstmals eine staatliche Lohnkontrolle zur Prüfung
des Grundlohnes in Kraft. 
Die Organe der Kontrollbehörden können Unterbezahlungen feststellen und Strafanzeige
erstatten. Dieses Gesetz gilt auch bei privaten Auftragsvergaben. Die Strafen belaufen
sich zwischen EUR 1.000,- bis EUR 50.000,- je nach Vergehen.
(Beilage BMASK LSDB-G)
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7. Finanzpolizei (vormals KIAB)

Die Finanzpolizei im Finanzministerium ist für die Kontrolle der illegalen Arbeitnehmer-
beschäftigung zuständig. 

Das Aufgabengebiet erstreckt sich auf die Feststellung illegal beschäftigter Arbeitneh-
merInnen, der damit im Zusammenhang stehenden Steuerhinterziehungen und der Über-
wachung von Sozialversicherungsbetrug. 

Präventiv sollen im Interesse des Arbeitsmarktes und des Wirtschaftsstandortes Öster-
reich unfaire Konkurrenzverhältnisse in Folge von Wettbewerbsvorteilen durch Schwarz-
arbeit und Sozialbetrug weitgehend verhindert werden. Dies dient der Sicherung der
Lohn- und Arbeitsbedingungen inländischer und integrierter ausländischer Arbeitskräfte,
vor allem im Hinblick auf die Entwicklung der österreichischen Arbeitsmarktlage. Eine
personelle Aufstockung gibt es durch Bundesheerangehörige, denen es ermöglicht wird,
in die Finanzpolizei zu wechseln. 

Ein weiterer Schwerpunkt besteht im Bereich der entsandten Dienstnehmer, weshalb
es laut Finanzministerium ab Mai 2011 zu verstärkten Kontrollen kommen soll. 
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Conclusio

Gewerkschaft Bau-Holz 
Bundesvorsitzender Johann Holper und 
FSG-Bundesvorsitzender Abg. z. NR Josef Muchitsch:

Eine Unschuldsvermutung, dass
Löhne und Abgaben gesetzeskon-
form von allen Auftragnehmern ab-
geliefert werden, können wir nicht
gelten lassen. Mit den geplanten
Maßnahmen ist der Gesetzgeber auf
dem richtigen Weg. Sollten diese
nicht ausreichen, werden wir als
Baugewerkschaft unverzüglich

Evaluierungen und – wenn nötig – Gesetzesänderungen einfordern und auch Vorschläge
präsentieren. Wichtig wäre auch, dass nur Firmen, die nachweislich in den letzten Jah-
ren ordnungsgemäß Abgaben und Steuern abgeliefert haben, Aufträge von der öffent-
lichen Hand wie auch von Privaten erhalten. Bei einer Vergabe an bereits etablierte
Firmen werden bei später eventuell auftretenden Gewährleistungen Probleme vermie-
den. Wer letztendlich einen Auftrag bekommt, entscheidet noch immer der Auftraggeber. 

Es liegt somit an den Auftraggebern in Österreich, wer in Österreich einen Auftrag
erhält. Ziel muss es sein, österreichische Arbeitsplätze und österreichische 
Betriebe zu sichern!
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Beilagen

Die große Unbekannte: 

Dienstnehmerfreizügigkeit ab 1. Mai!



AusländsösterreicherInnen

18Ein Konzeptpapier der Gewerkschaft Bau-Holz, Stand April 2011 | www.bau-holz.at

BEILAGEN



1. Schwellenwertverordnung

19Ein Konzeptpapier der Gewerkschaft Bau-Holz, Stand April 2011 | www.bau-holz.at

BEILAGEN



1. Schwellenwertverordnung 

20Ein Konzeptpapier der Gewerkschaft Bau-Holz, Stand April 2011 | www.bau-holz.at

BEILAGEN



2. Bundesvergabegesetz 

Ausschreibungen und Vergabeverfahren bei öffentlichen Auftraggebern

Was ist der IST-Zustand bei den Ausschreibungen?
Überwiegend öffentliche Ausschreibungen der öffentlichen Hand, die nur das Billligstbieterprinzip verfolgen. Die Vergabeentscheidung
erfolgt nur über den Preis. Meistens sind auch noch Abänderungs- und Alternativangebote ausgeschlossen. Die Zuverlässigkeits-
prüfung und Eignungsprüfung der Firmen läuft als Formalakt mit. Zweistufige Verfahren mit Erkundung und Überprüfung eines ge-
eigneten Bieterkreises finden nur in wenigen Stellen statt. Die Definition von Vergabekriterien beschränken sich zumeist nur auf
eine verlängerte Gewährleistungsfrist.

Welche Proplematik und (zukünftige )Gefahren sind darin enthalten?
Billigstvergaben haben den Nachteil, dass zumeist die Qualität nicht erbracht werden kann und Streitigkeiten über Zusatzkosten
von Beginn der Bauabwicklung bis zum Ende gegeben sind. Damit mit dem Billigstpreis Schritt gehalten werden kann, werden
immer mehr Konstruktionen gesucht, wo die allgemeine  Volkswirtschaft schaden erleiden wird. Sub-Sub-Sub Vergaben, wo Kol-
lektivvertragslöhne nicht mehr bezahlt werden, Sozialabgaben nicht mehr geleistet werden. Die Ausbildung und technischen Wis-
senstände nicht mehr gegeben sind.  Produktionen und Lohnarbeit (Subzukauf) im billigem Ausland erfolgen werden, wird zunehmen
vorallem wenn die endgültige Öffnung zu den angrenzenden Oststaaten erfolgt. Vorallem wenn es hier keine wirksame Kontrolle
und Gegenmaßnahmen gibt. Die Leistungen werden in Österreich erbracht, der Finanzfluß jedoch in die andere Richtung erfolgen.
Damit weitere Schäden in der Finanzierung der öffentlichen Hand  entstehen (Rückgang der Sozialabgaben, Kommunalabgaben,
Steuern).

-Welche Gegenmaßnahmen kann/sollte man setzen?
Ausschöpfung aller Kontrollmöglichkeiten. Kontrollen, sollen nicht als Schikanen erfolgen, jedoch konsequent angewendet werden.
Vorallem wo frühzeitige Verdachtsmomente gegeben sind. Anwendung von zweistufigen Verfahren. Eine Anwendung zweistufiger
Vergabeverfahren ermöglicht es der öffentlichen Hand vorweg zu erkunden und zu beurteilen welche Unternehmen für die Ausführung
geeignet sind. Außerdem kann hier nach klar vorgegebenen Kriterien die technische, wirtschaftliche und personelle Eignung eines
Unternehmens vorgegeben werden und auch überprüft werden. Mit der wirtschaftlichen Eignung wird abgefragt, ob die Firmen
Ihren Abgabeleistungen nachkommen (Nachweise der Abgabebehörden sind vorzulegen). Technische Eignung durch Referenzen
muß gegeben sein, ebenso die technische Ausstattung ist nachzuweisen (bzw. auch zu belegen). Personelle Mindestanforderungen
mit entsprechenden Ausbildungsnachweisen sind zu belegen.  Damit wird reinen Händlern von Leistungen zum Teil der Boden ent-
zogen. Außerdem sind Subunternehmen in diesen Verfahren zu benennen und nach den gleichen Kriterien zu belegen. Zusätzliche
Vergabekriterien sind zu definieren: z.B. Bauzeitoptimierungen, Zahlungsmodelle, Nachweis von regionalen Ressourcen (Arbeitskräfte,
örtliche Abgaben), umweltoptimierte Transportkonzepte (was regionale Lieferanten aufwerten könnte). Zulassen von Alternativen
und Abänderungsangeboten damit Know How und  Wissenswettbewerb ermöglichen.

Welche Notwendige Schritte (Ablauf/Wenn einbinden?) sind dafür Notwendig um die Gegenmaßnahmen umzusetzen?
Auftraggeber und Auftragnehmer sitzen im gleichen Boot. Abfluss und Entfall von öffentlichen Einnahmen schwächen uns alle. 
Hier ist ein gemeinsames Denken gefordert.  Ein Vertreter der öffentlichen Hand wird aus öffentlichen Mitteln bezahlt. Fehlen diese
Mittel, kann auch er nicht mehr bezahlt werden. Daher muß es sein größtes Interesse sein mit Bietern aus dem eigenen Land
Arbeiten zu können. Auftragnehmer haben einen reellen Wettbewerb zu führen. Es müsste im Interesse der Auftragnehmer sein,
den Sub/Sub-Wettbewerb zu Unterbinden, vorallem gegen Handelsunternehmen von Subvergaben, damit die Wettbewerbsgleichheit
gegeben ist. Entsprechende Mittelzufuhr an die öffentliche Hand ermöglicht erst wieder öffentliche Tätigkeit. 
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Notizen
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